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Abschrift 
[Auszug] 
 

Berlin, den 18. Januar 1961 
 
An den 
Ersten Sekretär des Zentralkomitees der KPdSU 
Genossen N. S. C h r u s c h t s c h o w 
 
 
Teurer Genosse Nikita Sergejewitsch! 
 
Nach der Aussprache zwischen uns im November 1960 halten wir es für notwendig, dass wir uns 
mit dem Präsidium des ZK der KPdSU über einige Hauptfragen der Deutschlandpolitik und der 
ökonomischen Politik der DDR im Jahre 1961 konsultieren. In den folgenden Darlegungen sind 
eine Reihe Vorschläge enthalten, zu denen wir die Meinung des Präsidiums des ZK der KPdSU 
kennen möchten. 
Zu Beginn des Jahres habe ich im Politbüro einen Bericht gegeben über die Einschätzung der po-
litischen und wirtschaftlichen Ergebnisse des Jahres 1960 und den Plan für die Politik im Jahre 
1961 entwickelt. Die folgenden Darlegungen enthalten das Ergebnis der Aussprache. 

1. Vorschläge, um im Jahre 1961 bei der friedlichen Lösung der West-Berlin-Frage und der 
Herbeiführung eines Friedensvertrages vorwärts zu kommen.  
Seit dem Auftreten des Genossen Chruschtschow zur Westberlin-Frage im November 1958 
sind zwei Jahre verflossen. In dieser Zeit haben die Sowjetunion und die DDR erreicht, daß 
in vielen Staaten die Erkenntnis gereift ist, daß in Deutschland die Reste des Krieges und 
die anomale Lage in Westberlin beseitigt werden müssen. 
Die Adenauer-Regierung und der Westberliner Senat haben in der kapitalistischen Welt 
eine große Kampagne entfacht für die Erhaltung Westberlins als vorgeschobensten Stütz-
punkt der „westlichen Welt“, d. h. der NATO. Die Regierungen der NATO-Staaten sind sich 
aber bewußt, daß im Jahre 1961 Verhandlungen über die Beseitigung der anomalen Lage 
in Westberlin unumgänglich sind. 
Die Möglichkeiten, im Jahre 1961 wenigstens einen Teil der Reste des Krieges in Westber-
lin und in Deutschland abzubauen, sind deshalb günstig, da die Adenauer-Regierung in der 
Zeit der Bundestags-Wahlkampagne nicht an einer Zuspitzung der Lage interessiert ist und 
Präsident Kennedy im ersten Jahr seiner Präsidentschaft ebenfalls keine Verschärfung der 
Lage wünscht. 
[...] 
Wir schlagen vor, daß bis zur März-Tagung der UNO von seiten der Deutschen Demokrati-
schen Republik die Propaganda für die Beseitigung der Reste des Krieges in Deutschland 
verstärkt geführt wird. Dabei gehen wir von der Notwendigkeit aus, einen Friedensvertrag 
mit beiden deutschen Staaten zu schließen und Westberlin in eine entmilitarisierte Freie 
Stadt umzuwandeln. 
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In bezug auf die Beseitigung der Reste des Krieges fordert die DDR: 
Beseitigung des Besatzungsregimes in Westberlin, d. h. Auflösung der Kommandantur und 
Verzicht der aufgrund des Besatzungsstatuts ausgeübten Rechte. 
Aufhebung der Militärmissionen in Westberlin und Übergabe ihrer Funktionen an ordentli-
che Konsulate, die die betreffenden Staaten beim Westberliner Senat einrichten. 
Entfernung aller militärischen und anderen Agenturen ausländischer Mächte und der Bon-
ner Regierung aus Westberlin. 
Verzicht ausländischer Staaten sowie der Bonner Regierung auf Rundfunkstationen und 
andere staatliche und halbstaatliche Organe, die dem Kampf gegen die sozialistischen 
Staaten dienen. 
Herabsetzung der ausländischen Truppen in Westberlin mit dem Ziel, ihren vollständigen 
Abzug einzuleiten. 
Aufhebung der Vereinbarungen zwischen der UdSSR und den Westmächten über die Mili-
tärmissionen der Westmächte auf dem Territorium der DDR. 
Übergabe der Funktionen der noch bestehenden Vier- oder Drei-Mächte-Organe, z. B. der 
Flugleitzentrale, des Abrechnungsbüros für Post- und Fernmeldewesen, des Travelboards 
(Reiseamts) an die zuständigen Organe der DDR bzw. eine Regelung dieser Fragen durch 
vertragliche Vereinbarungen mit der DDR und dem Westberliner Senat. 
Regelung des Transitverkehrs von und nach Westberlin über die Verbindungswege der 
DDR durch reguläre Verträge mit der DDR. 
Die Deutsche Demokratische Republik ist ihrerseits bereit, den Verkehr zwischen Westber-
lin und anderen Staaten, so wie er gegenwärtig erfolgt, zu garantieren. 
Wir gehen also davon aus, daß zwischen Westberlin und der Deutschen Demokratischen 
Republik ein Verhältnis der friedlichen Koexistenz hergestellt wird. Die Deutsche Demokra-
tische Republik hat keine Absicht, sich in die inneren Angelegenheiten Westberlins einzu-
mischen. Andererseits erwartet sie, daß die Westmächte und die Bonner Regierung darauf 
verzichten, Westberlin zum Zwecke der Kriegshetze und der Revanchepolitik auszunutzen. 
Wir schlagen vor, daß sich die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik Ende 
März 1961 an alle Staaten der Anti-Hitler-Koalition wendet und ihren Standpunkt in der 
Frage der Beseitigung der Reste des Krieges, der Herbeiführung eines Friedensvertrages 
und einer friedlichen Lösung der Westberlin-Frage darlegt. 
Die Moskauer Erklärung der kommunistischen und Arbeiterparteien hat sich erneut für die 
Umwandlung Westberlins in eine entmilitarisierte Freie Stadt als bestmögliche Lösung der 
Westberlin-Frage ausgesprochen. 
[...] 
Welche Vorstellungen haben wir von einem Kompromiß, der vor den westdeutschen Bun-
destagswahlen herbeigeführt werden soll? 
Wir gehen von der Erfahrung aus, daß die Beseitigung der Reste des Krieges und die Vor-
bereitung eines Friedensvertrages ein komplizierter Kampf ist. Nachdem die Unklarheiten 
in der Berlin-Position besonders durch die Note der Sowjetunion über die Nichtexistenz des 
Viermächteabkommens beseitigt wurden und wir die Rolle des demokratischen Berlin als 
Hauptstadt der DDR geklärt haben, wird sich die Auseinandersetzung entwickeln um die 
Beseitigung der verschiedenen Reste des zweiten Weltkrieges und die friedliche Lösung 
der Fragen. In dieser Auseinandersetzung wird die Bonner Regierung alle Möglichkeiten 
ausnutzen, um mit Hilfe ihrer Agenturen und insbesondere der Kirche in der Hauptstadt der 
DDR aufzutreten. Die Bonner Regierung wird versuchen, durch gezieltes Embargo die 
Durchführung unseres Volkswirtschaftsplanes zu stören. Wir müssen uns also auf vielsei-
tige, komplizierte Auseinandersetzungen einstellen. Das Ergebnis der Auseinandersetzung-
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en wird sich dann in den Verhandlungen der vier Mächte zeigen. Als das wichtigste Argu-
ment bei den Verhandlungen wird der Gegner die Republikflucht anführen. Deshalb ist 
1961 die wirtschaftliche Stabilisierung in der DDR die Hauptaufgabe, um die Republikflucht 
zu vermindern. 
Wir halten es für möglich, daß es 1961 zu einem Kompromiß kommt, d. h. nur einige Reste 
des Krieges werden beseitigt und die anderen Fragen werden bei den Verhandlungen über 
die Vorbereitung eines Friedensvertrages behandelt. 
Der Sinn eines Kompromisses besteht darin, den beiden deutschen Staaten eineinhalb bis 
zwei Jahre Zeit zu geben für Verhandlungen über die Vorbereitung eines Friedensvertra-
ges, über die Abrüstung und die Herbeiführung einer friedlichen Koexistenz als Vorberei-
tung für eine spätere Wiedervereinigung. Wir nehmen an, daß die Sowjetregierung im 
Sinne ihrer früheren Vorschläge wiederum vorschlagen könnte, im Zusammenhang mit ei-
nem Nichtangriffsvertrag zwischen den NATO-Staaten und den Staaten des Warschauer 
Vertrages die Bildung eines Gesamtdeutschen Ausschusses (einer „Deutschen Friedens-
kommission“) vorzusehen, dessen Aufgabe es ist, eine Annäherung der beiden deutschen 
Staaten herbeizuführen und im Zusammenhang mit der Abrüstung in Deutschland eine 
gemeinsame Basis für den Abschluß eines Friedensvertrages mit beiden deutschen Staa-
ten zu finden. 
In der vereinbarten Zeit sollten die vier Mächte in einer gemeinsamen Kommission die 
Grundsätze eines Friedensvertrages und die Einberufung einer Friedenskonferenz zur 
friedlichen Lösung der deutschen Frage vorbereiten. 
In der Westberlinfrage sollten Verhandlungen über eine Zwischenlösung für die nächsten 
zwei Jahre im Sinne der Vorschläge der Sowjetregierung geführt werden. 
Wir nehmen an, daß die Sowjetregierung aus Anlaß der Beratung der Partei- und Regie-
rungsdelegationen unserer beider Staaten erklären wird, daß der Abschluß eines Friedens-
vertrages zwischen der Sowjetregierung und der Regierung der Deutschen Demokrati-
schen Republik unter Beteiligung der Staaten der Anti-Hitler-Koalition, die dazu bereit sind, 
unvermeidlich wird, wenn die Westmächte nicht im Verlaufe der nächsten Monate auf einen 
Kompromiß eingehen. 
Um auf die anderen Staaten einzuwirken, schlagen wir vor: 

a. Übersendung einer Erklärung der Volkskammer an die Staaten der Anti-Hitler-Koali-
tion sowie an die neutralen Staaten zur Frage des Friedensvertrages und zur West-
berlinfrage. 

b. Persönliches Schreiben des Vorsitzenden des Staatsrates der DDR an Präsident 
Kennedy nach dessen Amtseinführung. 

c. Brief der Nationalen Front des demokratischen Deutschland an die wichtigsten Par-
teien in den Staaten der Anti-Hitler-Koalition und in den neutralen Staaten. 

 
2. Einige Probleme des Volkswirtschaftsplans 1961, die bisher nicht geklärt werden konnten. 

Die Erreichung politischer Erfolge in bezug auf die Beseitigung der Reste des Krieges und 
die Sicherung des Friedens erfordert im Jahre 1961 einen ernsten Fortschritt in der ökono-
mischen Stabilisierung der DDR. Zweifellos haben wir Fortschritte in bezug auf die Steige-
rung der Arbeitsproduktivität und die Erhöhung des Lebensniveaus erreicht. Der Abstand 
gegenüber Westdeutschland ist jedoch im Jahre 1960 nicht geringer geworden. Die inneren 
Schwierigkeiten bei der Planerfüllung infolge nicht termingerechter und genügender Materi-
alversorgung sind sogar gewachsen. Die größte Unzufriedenheit bei der Arbeiterschaft und 
der Intelligenz hat die nicht genügende Kontinuierlichkeit im Produktionsprozeß vieler Be-
triebe hervorgerufen. Das hat seine Ursache darin, daß der Volkswirtschaftsplan in vielen 
Positionen materialmäßig nicht gedeckt war. 
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Im Jahre 1958, auf unserem V. Parteitag, und bei der Ausarbeitung des Siebenjahrplanes 
haben wir damit gerechnet, daß in der ökonomischen Entwicklung Westdeutschlands eine 
gewisse Stagnation eintreten wird und daß eine stärkere Belieferung mit den für unsere 
Wirtschaft entscheidenden Rohstoffsortimenten aus der UdSSR und aus anderen sozialist-
ischen Ländern erfolgen kann. 
Die Entwicklung in Westdeutschland ist jedoch anders verlaufen. Westdeutschland hat 
1960 in der Steigerung der Produktion und im Konsum den stärksten Zuwachs seit Kriegs-
ende und nichts deutet bisher auf eine Änderung. Die Steigerung der Bruttoproduktion in 
Westdeutschland betrug 1960 etwa zwölf Prozent, während die Produktionssteigerung in 
der DDR acht Prozent betrug. Die Investitionen sind in Westdeutschland weiterhin sehr 
hoch. Die entscheidenden Betriebe wurden weiter rationalisiert und auf den technischen 
Höchststand gebracht. Westdeutschland erhöhte die Löhne im Jahr 1960 um ca. neun Pro-
zent und verkürzte die Arbeitszeit, so daß bereits in einem Teil der Betriebe die Fünftage-
woche besteht. Für die Metallindustrie und die graphische Industrie wurden Tarifverträge 
abgeschlossen, die eine schrittweise Verkürzung der Arbeitszeit auf die 40-Stunden-Woche 
bis 1965 vorsehen. Bei uns sind solche Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen nicht 
im Plan enthalten. 
In der DDR hat sich im Jahre 1960 die Beschaffungsmöglichkeit für unsere wichtigsten 
Rohstoffe wesentlich verschärft. Der Import aus der UdSSR konnte 1960 nur um knapp 
zwei Prozent gegenüber dem Vorjahr gesteigert werden. Der Import aus Westdeutschland 
sank um zehn Prozent. Um unsere Volkswirtschaft in Gang zu halten, mußten wir deshalb 
den Import aus kapitalistischen Ländern um fast 30 Prozent steigern. Diese Importe reich-
ten noch nicht aus und führten zu ernsten Schwierigkeiten in der Versorgung der Industrie 
mit Rohstoffen im Jahre 1960. Aber da wir nicht genügend Exportwaren für die Bezahlung 
dieser Importe hatten, mußten wir eine kurzfristige Verschuldung an kapitalistische Länder 
im Umfang von rund 550 Millionen Valutamark eingehen. Einen großen Teil dieser Ver-
schuldung müssen wir 1961 zurückzahlen, d. h. wir müssen Waren an diese Ländern lie-
fern, für die wir keine Importe bekommen. 
Die Erklärung der Bonner Regierung, daß sie den Kampf gegen die DDR in der Hauptsa-
che mit ökonomischen Mitteln und durch Verschärfung des kalten Krieges führen werde, 
zwingt uns, eine Änderung in der Konzeption des Siebenjahrplanes durchzuführen. Auf-
grund der Beratungen zwischen uns im November ergibt sich die Notwendigkeit, in den 
Jahren 1961 und 1962 besondere Maßnahmen durchzuführen, um die Wirtschaft der DDR 
möglichst weitgehend von Störmaßnahmen durch Westdeutschland unabhängig zu ma-
chen. Wir bitten um Ihre Meinung zu unserer Auffassung, daß im Jahre 1961 in der DDR im 
Vordergrund steht: 

1. Die Wirtschaft der DDR in bezug auf die Beschaffung von Engpaßmaterialien in be-
stimmtem Maße von Westdeutschland unabhängig zu machen. 

2. Eine Stabilisierung zu erreichen, die eine kontinuierliche Produktion in den Betrie-
ben ermöglicht. 

3. Die Schulden gegenüber dem kapitalistischen Ausland zu vermindern, damit nicht 
wieder eine solche Lage eintritt wie 1960, wo die DDR eine zeitlang nicht zah-
lungsfähig war. Das heißt, es ist notwendig, den Außenhandel der DDR mit der 
Sowjetunion und den sozialistischen Ländern zu erhöhen. 

Der Hauptinhalt der November-Beratungen im vergangenen Jahr bestand darin, gemein-
same Festlegungen für ein enges Verwachsen der Wirtschaft der DDR mit der Sowjetunion 
zu treffen, damit eine Stabilität der Wirtschaft der DDR erreicht und unsere Wirtschaft von 
den Störmanövern der imperialistischen und militaristischen Kreise Westdeutschlands un-
abhängig wird. 
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Die Aufgabe der Delegation unter Leitung des Genossen Bruno Leuschner, die in den 
nächsten Tagen nach Moskau kommt, besteht eben darin, auf Grund der Beratung im No-
vember exakt zu vereinbaren, in welcher Weise im Laufe von zwei Jahren das Verwachsen 
der Wirtschaft der DDR mit der Sowjetunion erfolgen soll und wie das im Handelsvertrag 
zum Ausdruck kommen soll. 
Wir sind uns bewußt, daß wir die ökonomische Hauptaufgabe im Jahre 1961 nicht vollstän-
dig erfüllen können. Das Politbüro schätzt die Lage so ein, daß zuerst die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der DDR stabil gemacht wird und möglichst weitgehende Garantien gegen 
die Störungen des sozialistischen Aufbaus in der DDR von seiten der imperialistischen 
Kräfte in Westdeutschland geschaffen werden müssen. Das ist eine Grundbedingung für 
die erfolgreiche Lösung der ökonomischen Hauptaufgabe. 
Bei den Beratungen in Moskau machten Sie uns darauf aufmerksam, daß auch bei einem 
Wiederinkraftsetzen des Handelsvertrages zwischen Westdeutschland und der DDR wir 
nur eine Atempause haben. Nachdem das Handelsabkommen mit Westdeutschland wieder 
in Kraft gesetzt wurde, beabsichtigen wir, diesen Handel ökonomisch auszunutzen. Wir be-
rücksichtigen dabei, daß die Bonner Regierung, gerade wenn wir die Beseitigung der Reste 
des Krieges entschiedener fordern, uns durch ein gezieltes Embargo, durch Hinausschie-
ben der Liefertermine, Verweigerung der Lieferung von bestimmten Engpaßmaterialien 
Schwierigkeiten machen wird. Deshalb verstärken wir die Kampagne, durch eigene Leist-
ungen die Wirtschaft der DDR gegen die Störmaßnahmen von seiten der westdeutschen 
Militaristen zu sichern und schrittweise das Verwachsen mit der Wirtschaft der UdSSR her-
beizuführen. 
Der Entwurf des Volkswirtschaftsplanes der DDR für 1961 sieht eine Erhöhung der Indust-
rieproduktion um etwa sieben Prozent vor. Im Siebenjahrplan waren demgegenüber mehr 
als neun Prozent vorgesehen. Selbst bei dieser Produktionssteigerung, bei der wir noch 
weiter hinter Westdeutschland zurückbleiben, können wir die Zahlungsbilanz des Außen-
handels für 1961 nicht ausgleichen. Die Delegation unter Leitung des Genossen Leuschner 
müßte folgende Fragen mit den sowjetischen Freunden klären: 

4. Wie erfolgt die Realisierung der Lieferung von Engpaßmaterialien (Walzstahl, Rohre 
usw.), die wir selbst nicht produzieren können und die wir im Interesse der schritt-
weisen Unabhängigmachung nicht von Westdeutschland beziehen dürfen? 

5. Welche metallurgischen Ausrüstungen kann die Sowjetunion an die DDR liefern 
bzw. auf die Lieferung welcher metallurgischen Ausrüstungen durch die DDR kann 
die Sowjetunion verzichten, damit in der DDR die Produktion von Walzmaterial und 
Spezialstählen erhöht werden kann? Das ist notwendig, da auch in Zukunft die klei-
nen Mengen bestimmter Spezialstähle nicht aus der Sowjetunion bezogen werden 
können, da das sehr kompliziert ist. Außerdem ist die Lieferung von Baumaschinen 
zwar besprochen, aber nicht exakt vereinbart worden. Diese Frage ist aber wichtig 
sowohl für die Industriebauten wie für den Wiederaufbau der zerstörten Stadtzent-
ren. 

6. Obwohl wir schon die Erhöhung der industriellen Produktion auf sieben Prozent 
herabgesetzt haben, können wir die Zahlungsbilanz des Außenhandels für 1961 
nicht ausgleichen. Wir haben ein Defizit in der Zahlungsbilanz von rund 1,35 Milliar-
den Valutamark, davon entfallen auf die UdSSR mehr als 800 Millionen Valutamark 
und auf das kapitalistische Wirtschaftsgebiet mehr als 500 Millionen Valutamark. 
Wir sind nicht in der Lage, die zugesagten Importe aus der UdSSR voll durch Ex-
porte zu bezahlen. Deshalb bitten wir, den sich gegenüber der Sowjetunion erge-
benden Saldo, der rund 170 Millionen Rubel betragen wird (800 Millionen Valuta-
mark), zu kreditieren, wobei dieser Kredit, beginnend mit dem Jahre 1966, zurück-
gezahlt werden kann. 
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Wir haben im Politbüro außerordentlich ernsthaft und gründlich nochmals alle Ausgangs-
bedingungen und Zusammenhänge geprüft. 
Wenn es nicht möglich ist, uns eine solche Kredithilfe zu geben, so würden wir das Le-
bensniveau der Bevölkerung des Jahres 1960 nicht halten können. Es würde in der Ver-
sorgung und in der Produktion eine so ernste Lage eintreten, daß wir vor ernsten Krisener-
scheinungen stehen würden, denn dann müßten wir Importe von Stahl, Buntmetallen, Tex-
tilrohstoffen und Lebensmitteln senken und Waren, die für die Versorgung der Bevölkerung 
und für die Durchführung wichtiger Investitionen unbedingt benötigt werden, zusätzlich ex-
portieren. 
Es ist für uns unangenehm, daß wir jedes Jahr solche Ersuchen um Hilfe an das Präsidium 
des ZK der KPdSU richten müssen. Sie werden mit Recht die Frage stellen: Was sind die 
Ursachen dafür und wie soll es bis 1965 weitergehen? Wir kamen zu einem Übereinkom-
men in den entscheidenden Kontrollziffern von 1966 bis 1980, aber die Fragen der ökono-
mischen Grundlage für die Erfüllung dieser Perspektivaufgaben in den Jahren 1961 bis 
1965 bedürfen noch der Klärung und Vereinbarung. 
Um die grundlegenden Probleme der DDR zu lösen und Westdeutschland einzuholen, muß 
für eine Reihe von Jahren in der DDR mehr investiert und eine enge Wirtschaftsgemein-
schaft, ein Verwachsen mit der Wirtschaft der UdSSR herbeigeführt werden. Einen ande-
ren Weg gibt es nicht. 
Wir sind nun einmal ein Staat, der geschaffen wurde, ohne daß eine Rohstoffgrundlage be-
stand und besteht, und der bei offenen Grenzen den Wettkampf zwischen den beiden 
Systemen führt. 
Eine Ursache der Schwierigkeiten liegt selbstverständlich darin, daß wir als Arbeiter-und-
Bauern-Staat für ganz Deutschland die Last, die sich aus den Verbrechen und Zerstö-
rungen Hitlerdeutschlands ergeben haben, tragen mußten. Dazu kommt, daß der Produk-
tionsapparat im östlichen Teil Deutschlands mehr zerstört war als in Westdeutschland. 
Während wir in den ersten zehn Nachkriegsjahren die Wiedergutmachung leisteten durch 
Entnahme aus den bestehenden Anlagen und aus der laufenden Produktion, leistete 
Westdeutschland keine Wiedergutmachung aus der laufenden Produktion, sondern erhielt 
obendrein von den USA größere Kredite, um das monopolkapitalistische System und den 
deutschen Militarismus zu retten. Wir haben in den ersten zehn Jahren große Mittel 
aufgebracht, um die Produktion der Wismut in Gang zu bringen und zu unterhalten. 
Selbstverständlich war das alles notwendig, um wenigstens einen Teil der Schäden, die die 
Sowjetunion erlitten hat, zu mindern und die Sowjetunion als Zentrum des sozialistischen 
Lagers zu stärken. Diese Verhältnisse haben uns aber im Wettkampf mit Westdeutschland 
ungeheure Schwierigkeiten gebracht. Westdeutschland konnte auf Grund der 
Milliardenhilfe der USA zu einem sehr frühen Zeitpunkt bereits große Investitionen 
durchführen und eine außerordentliche Modernisierung des Produktionspparates erreichen. 
Bis zum Erlaß der Reparationen 1954 waren die Investitionen in Westdeutschland pro Kopf 
der Bevölkerung doppelt so hoch wie bei uns. In den Jahren 1950 bis 1959 
zusammengenommen wurden pro Kopf der Bevölkerung Investitionen in Westdeutschland 
für 7.400 DM durchgeführt, während die ökonomische Kraft der DDR nur Investitionen pro 
Kopf der Bevölkerung von 4.650 DM ermöglichte. Dabei setzte bei uns eine starke 
Investitionstätigkeit erst vom Jahre 1956 an ein, d. h., daß wir einen wesentlich späteren 
Starttermin für die Modernisierung unserer Produktionskapazitäten hatten als 
Westdeutschland. Entsprechend unserer Bevölkerungszahl hätten wir im Vergleich zu 
Westdeutschland für 50 Milliarden Mark mehr investieren müssen. 
Das ist der Hauptgrund dafür, daß wir in der Arbeitsproduktivität und im Lebensstandard so 
weit hinter Westdeutschland zurückgeblieben sind. Dadurch konnte ein ständiger politi-
scher Druck auf uns von Westdeutschland her ausgeübt werden. Der konjunkturelle Auf-
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schwung in Westdeutschland, der für jeden Einwohner der DDR sichtbar war, ist der 
Hauptgrund dafür, daß im Verlaufe von zehn Jahren rund zwei Millionen Menschen unsere 
Republik verlassen haben. 
In dieser Lage waren und sind wir gezwungen, um den Abstand im Lebensniveau wenig-
stens schrittweise zu mildern, ständig mehr für den individuellen Konsum zu verbrauchen, 
als unsere eigene Wirtschaft hergab und z. Zt. hergibt. Das ging ständig zu Lasten der Er-
neuerung unseres Produktionsapparates. Das kann man auf die Dauer nicht fortsetzen. 
Natürlich haben wir vieles erreicht. Im Vergleich zu den volksdemokratischen Ländern und 
auch zu anderen kapitalistischen Ländern haben wir ein hohes Niveau der Produktion und 
der Arbeitsproduktivität. Aber wir waren bei weitem nicht in der Lage, den Abstand in der 
Produktion, bei den Investitionen und in der Arbeitsproduktivität gegenüber Westdeutsch-
land aufzuholen. 
Die komplizierte Lage im Außenhandel und unsere große Importabhängigkeit haben uns 
ständig gezwungen, den überwiegenden Teil unserer hochproduktiven Ausrüstungen zu 
exportieren, um den Import von Rohstoffen und Lebensmitteln zu bezahlen. 
Das ist die Lage, in der wir uns befinden und die uns zwingt, die UdSSR um eine Kredithilfe 
zu ersuchen. 
Wir bitten, mit Genossen Leuschner die offenen Fragen des Volkswirtschaftsplanes der 
DDR für 1961 zu klären und uns zu helfen, damit der Plan fertiggestellt werden kann. 
Ferner wurde Genosse Leuschner beauftragt, die vereinbarten Beratungen über die Er-
weiterung und Vertiefung unserer Wirtschaftsbeziehungen zur Lösung der grundlegenden 
Probleme unserer Volkswirtschaft in den Jahren 1962-1965 zu führen. 
Wir schlagen dem Präsidium des ZK der KPdSU vor, dass eine offizielle Bestätigung der 
Festlegungen durch den Besuch einer Partei- und Regierungsdelegation in der UdSSR er-
folgt. 
Wir danken Ihnen bestens für Ihre Bemühungen und Hilfe. 
 
Mit kommunistischem Gruß 
 
Erster Sekretär des ZK der SED 
Walter Ulbricht 
 
 
 

[Quelle: SAPMO-BA, DY 30/3508, Bl. 59-73. Die russische Übersetzung dieses Briefes trägt das 
Datum des 19. Januar 1961. - Unterstreichungen im Original.] 
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